Satzung

der Reitsportgemeinschaft Buckower Feldmark e.V.

81
Name, Rechtsform und Sitz des Vereins

Der am 20.10.2008 gegriindete Verein fihrt den Namen Reitsportgemeinschaft Buckower
Feldmark und hat seinen Sitz in Berlin. Er wird in das Vereinsregister eingetragen und erhalt
nach der Eintragung den Zusatz "e.V.".

Der Verein strebt die Mitgliedschaft im Kreissportverband Berlin und durch die Mitgliedschaft
im Kreisreiterverband Berlin die Mitgliedschaft im Landesverbandes Pferdesport Berlin,
Brandenburg und der Deutschen Reiterlichen Vereinigung e.V. (FN) an.

§2
Zweck und Aufgaben des Vereins, Gemeinnutzigkeit

1. Die RSG verfolgt ausschlieRlich und unmittelbar gemeinnitzige Zwecke im Sinne des
Abschnittes ,Steuerbeglnstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Zweck des Vereins ist:

1.1. die Gesundheitsférderung und Lebensfreude aller Personen, insbesondere der Ju-
gend im Rahmen der Jugendpflege durch Reiten, Fahren und Voltigieren;

1.2. die Ausbildung von Reiter, Fahrer und Pferd in allen Disziplinen;

1.3. ein breit gefachertes Angebot in den Bereichen des Breiten- und Leistungssports al-
ler Disziplinen;

1.4. die Forderung des Tierschutzes bei der Haltung und im Umgang mit Pferden;

1.5. die Interessenvertretung des Vereins im Rahmen seiner gemeinnitzigen Tatigkeit
gegenuber den Behdrden und Organisationen auf der Ebene der Gemeinde und im
Kreisreiterverband;

1.6. die Forderung des Natur- und Umweltschutzes;

1.7. die Forderung des Reitens in der freien Landschaft im Rahmen des Breitensports
und die Unterstlitzung aller Bemuhungen zur Pflege der Landschaft und zur Verhi-
tung von Schaden;

1.8. die Forderung des Therapeutischen Reitens;

1.9. die Mitwirkung bei der Koordinierung aller Mainahmen zur Verbesserung der Infra-
struktur fir Pferdesport und Pferdehaltung im Gemeindegebiet.

2. Der Satzungszweck wird verwirklicht durch Férderung sportlicher Ubungen und Leistun-
gen, sowie Tatigwerden zu in Ziff. 1 genannten Zwecken.

3. Durch die Erfullung seiner Aufgaben verfolgt der Verein selbstlos, ausschlie3lich und
unmittelbar gemeinnitzige Zwecke im Sinne der 88 51 bis 68 der Abgabenordnung; er
enthdlt sich jeder parteipolitischen und konfessionellen Téatigkeit.

Der Verein verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

Mittel des Vereins dirfen nur fur die satzungsmaRigen Zwecke verwendet werden. Die
Mitglieder durfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine
sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins erhalten.

6. Der Verein darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind,
oder durch unverhaltnismafig hohe Vergltungen beglnstigen.
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Bei Auflosung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks
darf das Vermoégen des Vereins nur flr steuerbeginstigte Zwecke verwendet werden
(vgl. 8 12).

§3
Erwerb der Mitgliedschaft

Mitglieder kénnen natirliche Personen und juristische Personen werden. Die Mitglied-
schaft wird durch Beitrittserklarung und deren Annahme erworben. Die schriftliche Bei-
trittserklarung ist an den Vorstand des Vereins zu richten; bei Kindern und Jugendlichen
bedarf sie der schriftlichen Zustimmung der gesetzlichen Vertreter. Personen, die bereits
einem Reit- und Fahrverein angehdren, missen eine Erklarung Uber die Stamm-
Mitgliedschaft im Sinne der LPO hinzufiigen. Anderungen in der Stamm-Mitgliedschaft
sind dem Verein unverziglich mitzuteilen!

Der Vorstand entscheidet tGber die Aufnahme. Bei Ablehnung kann die Entscheidung der
Mitgliederversammlung gefordert werden.

Personen, die den Verein uneigennitzig bei der Erflllung seiner satzungsgemafien Auf-
gaben personlich, finanziell oder materiell zu unterstiitzen bereit sind, kénnen vom Vor-
stand als férdernde Mitglieder aufgenommen werden.

Die Mitgliederversammlung kann verdienten Mitgliedern und anderen Persotnlichkeiten,
die den Reit- und Fahrsport und die Vereinsarbeit wesentlich geférdert haben, die Eh-
renmitgliedschaft verleihen.

Mit dem Erwerb der Mitgliedschaft unterwerfen sich die Mitglieder den Satzungen und
Ordnungen des Kreisreiterverbandes, des Regionalverbandes, des Landesverbandes
und der FN.

8 3a
Verpflichtung gegeniiber dem Pferd

Die Mitglieder sind hinsichtlich der ihnen anvertrauten Pferde verpflichtet, stets die
Grundsatze des Tierschutzes zu beachten, insbesondere

1.1. die Pferde ihren Bedirfnissen entsprechend angemessen zu erndhren, zu pflegen
und verhaltens- und tierschutzgerecht unterzubringen,

1.2. den Pferden ausreichend Bewegung zu ermdglichen,

1.3. die Grundséatze verhaltens- und tierschutzgerechter Pferdeausbildung zu wahren,
d.h. ein Pferd nicht unreiterlich zu behandeln, z.B. zu qualen, zu misshandeln oder
unzulanglich zu transportieren.

Auf Turnieren unterwerfen sich die Mitglieder der Leistungs-Prifungs-Ordnung (LPO)
der Deutschen Reiterlichen Vereinigung (FN) einschlie3lich ihrer Rechtsordnung. Ver-
stbRe gegen die dort aufgefiuihrten Verhaltensregeln (8 920 LPO) kénnen gem. § 921
LPO mit Verwarnung, GeldbufRen und/oder Sperren geahndet werden. Aulierdem kon-
nen dem Mitglied die Kosten des Verfahrens auferlegt und die Entscheidung vero6ffent-
licht werden.

Verstdlle gegen das Wohl des Pferdes kénnen durch LPO-Ordnungsmalnahmen auch
geahndet werden, wenn sie sich aul3erhalb des Turnierbetriebes ereignen.

§4
Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod.
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2. Die Mitgliedschaft endet mit dem Ablauf des Geschéftsjahres, wenn das Mitglied sie bis
zum 15. November des Jahres schriftlich kiindigt (Austritt).

3. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es
e gegen die Satzung oder gegen satzungsgemalfe Beschlisse verstofdt, das Vereins-
interesse schadigt oder ernsthaft gefahrdet oder sich eines unsportlichen oder un-
kameradschaftlichen Verhaltens schuldig macht;
o gegen § 3a (Verpflichtung gegentber dem Pferd) verstoRt,
seiner Beitragspflicht trotz Mahnung langer als 6 Monate nicht nachkommt.

Uber den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Das ausgeschlossene Mitglied kann den
Ausschluss binnen vier Wochen durch schriftlich begrindete Beschwerde anfechten,
Uber die die Mitgliederversammlung entscheidet. Bis zur endgultigen Entscheidung ruht
die Mitgliedschaft.

§5
Geschaftsjahr und Beitrage

Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

Beitrage, Aufnahmegelder und Umlagen werden von der Mitgliederversammlung festge-
setzt.

Umlagen kénnen bis zu einem jahrlichen Betrag in Hohe eines Jahresbeitrags festge-
setzt werden, die zu den in § 1 genannten Vereinszwecken zur Deckung eines Finanz-
bedarfs erforderlich sind und aus regelmafigen Beitrédgen nicht erfillt werden kdénnen.

3. Beitrage sind im Voraus zu zahlen. Soweit die Mitgliederversammlung keine Entschei-
dung getroffen hat, wird die Zahlungsweise von Aufnahmegeldern und Umlagen durch
den Vorstand bestimmt.

§6
Organe
Die Organe des Vereins sind
¢ die Mitgliederversammlung und
e der Vorstand.
§7

Mitgliederversammlung

1. Im ersten Vierteljahr eines jeden Jahres findet eine ordentliche Mitgliederversammliung
statt. Der Vorstand kann jederzeit eine auRerordentliche Mitgliederversammlung einberu-
fen; er muss dies tun, wenn es von mindestens 1/3 der Mitglieder unter Angabe der
Grinde beantragt wird.

2. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden oder seinem Vertreter durch schriftli-
che Einladung an die Mitglieder unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Zwischen
dem Tage der Einberufung und dem Versammlungstage miussen zwei Wochen liegen.

3. Die Mitgliederversammlung ist ohne Ruicksicht auf die Zahl der Anwesenden beschluss-
fahig.

4. Antrage zur Tagesordnung sind spatestens eine Woche vor dem Versammlungstage
schriftlich beim Vorstand einzureichen. Spater gestellte Antrage werden nur behandelt,
wenn die Mitgliederversammlung dies mit einer Mehrheit von 3/4 der anwesenden Mit-
glieder beschlief3t.
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5. Abstimmungen erfolgen durch Handzeichen. Soweit die Satzung nichts anderes be-
stimmt, entscheidet die einfache Mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
Vorsitzenden den Ausschlag.

6. Wahlen erfolgen durch Handzeichen, auf Antrag von 1/3 der anwesenden Mitglieder
durch Stimmzettel. Gewahlt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich
vereinigt. Erhalt keiner der Kandidaten die Mehrheit, findet zwischen den beiden Kandi-
daten mit den hdchsten Stimmenzahlen eine Stichwahl statt. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet das vom Vorsitzenden zu ziehende Los. Stimmberechtigt ist jedes persdnlich
anwesende Vereinsmitglied mit einer Stimme. Stimmubertragung ist nicht zulassig.

Jugendliche und Kinder haben kein Stimmrecht.

Uber die Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die die Beschlisse
im Wortlaut und die Ergebnisse von Wahlen verzeichnen muss. Sie ist vom Vorsitzenden
und dem Schriftfihrer zu unterschreiben.

§8
Aufgaben der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung entscheidet Uber

die Wahl des Vorstandes,

die Wahl der Mitglieder des Ehrenrats,

die Wahl von zwei Kassen- und Rechnungsprtfern,

die Jahresrechnung,

die Entlastung des Vorstandes,

die Beitrage, Aufnahmegelder und Umlagen,

die Anderung der Satzung und die Aufldsung des Vereins und

die Antréage nach 8 3 Abs. 1 letzter Satz, Abs. 3 und § 7 Abs. 4 dieser Satzung.

Beschliisse iiber die Anderung der Satzung und iber die Auflésung des Vereins bediirfen
einer Mehrheit von % der anwesenden Mitglieder.

89
Vorstand

Der Verein wird von dem Vorstand geleitet.

2. Dem Vorstand gehoren an:
e der Vorsitzende,
der stellvertretende Vorsitzende,
der Kassenwart
der Jugendwart (gem. Jugendordnung),
bis zu zwei weitere Mitglieder.

3. Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsit-
zende; jeder ist allein vertretungsberechtigt. Im Innenverhéltnis ist der stellvertretende
Vorsitzende nur im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden zur Vertretung befugt.

4. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung fir die Dauer von zwei Jahren ge-
wahlt. Wiederwahl ist moglich. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes wahrend seiner
Amtszeit aus, ist von der nachsten Mitgliederversammlung eine Ergéanzungswahl durch-
zufuhren; scheiden der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende wéahrend ihrer
Amtszeit aus, ist innerhalb von zwei Monaten die Mitgliederversammlung einzuberufen,
die die Erganzungswahl durchfihrt.

5. Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte seiner Mitglieder anwesend
ist. Beschlisse werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein An-
trag als abgelehnt.
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6. Uber die Sitzungen des Vorstandes ist eine Niederschrift anzufertigen, die die Gegens-
tande der Beratungen und die Beschliisse verzeichnen muss. Sie ist vom Vorsitzenden
und einem weiteren Vorstandsmitglied zu unterzeichnen.

§10
Aufgaben des Vorstandes

Der Vorstand entscheidet Uber
o die Vorbereitung der Mitgliederversammlung und die Ausfiihrung ihrer Beschlisse,
o die Erfullung aller dem Verein gestellten Aufgaben, soweit die Entscheidung nicht der
Mitgliederversammlung nach dieser Satzung vorbehalten ist, und
o die Fuhrung der laufenden Geschéfte.

§11
Auflésung

1. Die Auflésung des Vereins kann nur in einer besonderen, zu diesem Zweck mit einer
Frist von einem Monat einzuberufenden auf3erordentlichen Mitgliederversammlung mit
einer Mehrheit von % der anwesenden Mitglieder beschlossen werden.

2. Bei Auflésung des Vereins oder bei Wegfall steuerbeglnstigter Zwecke fallt sein Vermo-
gen an den Tierschutzverein fur Berlin und Umgebung Corporation e.V., Tierheim Berlin,
Hausvaterweg 39, 13057 Berlin, der es unmittelbar und ausschlieRlich fur steuerbegtins-
tigte Zwecke zu verwenden hat.

"Fur Richtigkeit und Vollstandigkeit gemal3 8 71 Abs. 1 Satz 4 BGB"

Stands: Januar 2009



	Satzung
	der Reitsportgemeinschaft Buckower Feldmark e.V.
	§ 1 Name, Rechtsform und Sitz des Vereins
	§ 2 Zweck und Aufgaben des Vereins, Gemeinnützigkeit
	§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft
	§ 3a Verpflichtung gegenüber dem Pferd
	§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft
	§ 5 Geschäftsjahr und Beiträge
	§ 6 Organe
	§ 7 Mitgliederversammlung
	§ 8 Aufgaben der Mitgliederversammlung
	§ 9 Vorstand
	§ 10 Aufgaben des Vorstandes
	§ 11 Auflösung

